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Kurzfassung der Studie 

Hintergrund 

Am 3. Oktober 2020 jährt sich die deutsche Einheit zum dreißigsten Mal. Genauso alt ist die Debatte darüber, ob 
und wenn ja in welchem Tempo nun endlich „zusammenwächst, was zusammengehört“. Unterschiede zwischen 
den alten und den neuen Ländern der Bundesrepublik bestehen auch heute noch. Anlässlich des Jubiläums blickt 
diese Studie aber auf die verbindenden Elemente in unserer Gesellschaft. Sie will ergründen, was die deutsche 
Gesellschaft im Jahr 2020 zusammenhält und wie die Menschen hierzulande auf die Einheit und den langwierigen 
Prozess des Zusammenwachsens zurückblicken. Dabei unterscheidet sich das heutige Deutschland in vielerlei 
Hinsicht von dem frisch wiedervereinigten Land des Jahres 1990. Unter anderem ist die Vielfalt größer und vor 
allem sichtbarer geworden. Das Deutschland von heute findet langsam, aber stetig zu einem neuen Selbstver-
ständnis als Einwanderungsland. Die letzten 30 Jahre waren auch von diesem – oftmals widersprüchlichen oder gar 

schmerzhaften – Prozess geprägt. Deshalb wird in dieser Studie die deutsche Einheit nicht nur als ein Zusammen-
wachsen von Ost- und Westdeutschen, sondern auch von Deutschen mit und ohne Migrationshintergrund verstan- 
den. 

Qualitative Studie mit quantitativer Validierung 

Das Vorgehen der Untersuchung ist überwiegend qualitativ. Das bedeutet, unsere Studie sucht nach den unter-
schiedlichen Vorstellungen, Erzählungen und Interpretationen, die die Menschen von der Wiedervereinigung, ihrem 
Verständnis als Deutsche und dem Zusammenhalt in der Gesellschaft haben. Hierfür wurde offen (nach-)gefragt 
und diskutiert: mit Menschen aus dem Osten und aus dem Westen, mit und ohne Migrationshintergrund, mit Älteren, 
die die deutsche Einheit als Erwachsene erlebt haben, und mit Jüngeren, die die Teilung nur aus Erzählungen 
kennen. Abschließend haben die Forscher:innen auf Basis der qualitativen Ergebnisse eine quantitative Validierung 
einiger zentraler Aspekte in einer repräsentativen Online-Befragung vorgenommen. Sie haben also überprüft, ob 
das, was an Erkenntnissen in den Interviews und Diskussionsrunden zutage getreten ist, auch für die Bevölke-
rung insgesamt gilt. 

Deutsche Einheit als fortlaufender Prozess 

Von Friedrich Nietzsche ist der Aphorismus überliefert: „Es kennzeichnet die Deutschen, dass bei ihnen die Frage, 
‚was ist deutsch‘ niemals ausstirbt.“ In diesem Sinne liefert die vorliegende Analyse auch kein abschließendes 
Urteil darüber, was unsere Gesellschaft auszeichnet, was die Menschen verbindet und wie die deutsche Einheit 
vollendet wird. Die Studie versteht sich vielmehr als Teil eines gesellschaftlichen Selbstverständigungsprozesses 
darüber, wie die Menschen in unserer Gesellschaft zusammenleben wollen. Dazu ist es notwendig, die unterschied-
lichen Perspektiven zu kennen, ernst zu nehmen und in einem kontinuierlichen Dialog weiterzuentwickeln. Wir 
wollen mit den Ergebnissen einen Beitrag zu der Auseinandersetzung über die kollektive Identität in einer vielfälti-
gen, offenen und sich wandelnden Gesellschaft leisten und diese Debatte voranbringen. 

Die ostdeutsche Perspektive – Wiedervereinigung als persönlicher Wendepunkt 

Unsere Studie macht deutlich, dass es auch 30 Jahre nach der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten 
zwei unterschiedliche Erzählungen von diesem Ereignis gibt. Auf der einen Seite steht die ostdeutsche Perspek-
tive, die ihren Ausgang bei der Friedlichen Revolution, den Montagsdemonstrationen und der daraus resultierenden 
Wende nimmt. Kern dieser Erzählung ist insbesondere die eigene Leistung der Ostdeutschen, die mit friedlichen 
Mitteln erst den Mauerfall und schließlich die Wende herbeigeführt haben. Dazu gehört aber auch die Erfahrung, 
im wiedervereinten Deutschland für diese Leistung keine Anerkennung erhalten zu haben und stattdessen in der 
Nachwendezeit häufig mit Ablehnung und Missachtung konfrontiert worden zu sein. In der standardisierten Befra-
gung sind 71 Prozent der Ostdeutschen, aber nur 48 Prozent der Westdeutschen der Meinung, die Ostdeutschen 
hätten mehr Anerkennung für die friedliche Wende verdient. Zugleich verweisen die ostdeutschen Interview- 
partner:innen darauf, dass sie in besonderem Maße die Lasten der Einheit tragen mussten – beispielsweise mit 
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höherer Arbeitslosigkeit und einem geringeren Lohn- und Rentenniveau. Auch die biografischen Brüche der Wende-
zeit, die weit in die persönlichen Beziehungen hineinreichen, werden in diesem Zusammenhang angeführt. So sind 

in der standardisierten Befragung auch 83 Prozent der Ostdeutschen der Auffassung, die Menschen im Osten 
seien in der Zeit nach der Wiedervereinigung oft unfair behandelt worden. Von den Westdeutschen sagen bzw. 
bestätigen dies nur 50 Prozent. In der ostdeutschen Erzählung wird zudem häufig bedauert, dass vieles, was in 
der DDR gut funktioniert habe, nach der Einheit nicht übernommen worden sei. 84 Prozent der Ostdeutschen, 
aber nur 48 Prozent der Westdeutschen äußern sich so in der quantitativen Befragung. 

Die westdeutsche Perspektive – Wiedervereinigung als historisches Ereignis 

Dem steht eine westdeutsche Perspektive gegenüber, die auch weitgehend von den Menschen mit Migrations-
hintergrund geteilt wird. In der westdeutschen Erzählung ist die DDR an ihren politischen und wirtschaftlichen Unzu- 
länglichkeiten gescheitert. Die Menschen in der alten BRD hätten die finanzielle Last der Wiedervereinigung ge-
tragen und mit der Einheit habe das wirtschaftlich und politisch überlegene System des Westens auch im Osten 
Einzug gehalten. Hierzu gehört auch die Vorstellung, die Menschen im Westen verdienten Dankbarkeit für die – 
insbesondere finanziellen – Anstrengungen, die mit der Einheit verbunden waren. 55 Prozent der Westdeutschen, 
aber nur 26 Prozent der Ostdeutschen teilen diese Auffassung. 

Unterschiedliche Relevanz für die Identität – zwischen Wende und Wiedervereinigung 

Auch sprachlich unterscheiden sich die beiden Narrative: Während bei den ostdeutschen Befragten der Begriff 
„Wende“ vorherrscht, der mit Veränderung und Richtungswechsel verbunden ist, sprechen die westdeutschen 
Interviewpartner:innen häufiger von der Wiedervereinigung. Bei diesem Begriff schwingt die Vorstellung einer 
Rückkehr zum Normalzustand mit. Dies drückt sich auch in einem weiteren Unterschied zwischen den Narrativen 
aus: Für die Ostdeutschen stellt die Wende häufig einen entscheidenden persönlichen Wendepunkt dar, während 
sie aus Perspektive der Westdeutschen zwar ebenfalls als bedeutsames Ereignis anerkannt wird, es aber deut-
lich seltener eine persönliche Verbindung dazu gibt. Rund 90 Prozent in Ost wie in West sagen, der Einfluss der 
Wiedervereinigung auf Deutschland sei groß oder sehr groß gewesen. Einen großen oder sehr großen Einfluss 
auf das eigene Leben sehen hingegen 74 Prozent im Osten, aber nur 61 Prozent im Westen. Hierzu passt, dass 
für Befragte aus dem Westen die Unterschiede zwischen den Landesteilen weniger wichtig sind. 55 Prozent der 
Westdeutschen sagen, dass es keinen Unterschied macht, ob jemand aus West- oder Ostdeutschland kommt. 
Unter den Ostdeutschen sind nur 32 Prozent dieser Meinung, was ein Hinweis darauf ist, dass die Herkunft aus 
dem Osten für sie einen relevanteren Anteil an ihrem Selbstbild hat als im umgekehrten Fall die westdeutsche 
Herkunft. 

Die Einheit wird nicht in Frage gestellt 

Die beiden Narrative lassen sich in den Interviews zwar klar herauslesen, stehen sich aber nicht unüberbrückbar 
gegenüber. Interessant ist dabei, dass die Bedeutung der Wiedervereinigung bei den Jüngeren abnimmt. Die Kon-
kurrenz der beiden Narrative geht demnach im Zeitverlauf zurück. Hinzu kommt: Die beschriebenen unterschied- 
lichen Perspektiven werden nicht (mehr) als die dominante Trennungslinie in der Gesellschaft wahrgenommen. 
Dies liegt unter anderem daran, dass in beiden Erzählungen das geeinte Deutschland als alternativlos und positiv 
befürwortet wird. Es existieren zwar unterschiedliche Deutungen, aber die Einheit an und für sich wird nicht in 
Frage gestellt. 

Die migrantische Perspektive – Kämpfe um Anerkennung und Identität 

Die migrantische Perspektive auf die Wiedervereinigung ähnelt, wie oben bereits angedeutet, in vielen Punkten 
dem westdeutschen Blick – selbst dann, wenn die befragten Personen im Osten leben. Die Wiedervereinigung 
erscheint hier als wichtiges gesellschaftliches Ereignis, zu dem aber größtenteils keine persönliche Verbindung 
gezogen wird. Mit zwei Ausnahmen: Zum einen finden sich in der migrantischen Perspektive oftmals Hinweise 
auf rassistische und fremdenfeindliche Ereignisse in Verbindung mit Ostdeutschland. Zum anderen gibt es eine 
Parallele zu den (jüngeren) Ostdeutschen: In beiden Gruppen spielen sowohl Abwertungserfahrungen als auch 
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Auseinandersetzungen über die eigene Identität eine weitaus größere Rolle als bei Westdeutschen. Dies drückt 
sich unter anderem darin aus, dass jeweils rund 60 Prozent den Eindruck haben, die eigene Gruppe würde als 
Bürger:innen zweiter Klasse behandelt. Auch hier ist die Fremdwahrnehmung aufschlussreich: Von den West-
deutschen sagen 21 Prozent, dass Ostdeutsche als Bürger:innen zweiter Klasse behandelt würden; von den 
Menschen mit Migrationshintergrund sagen dies 36 Prozent. Umgekehrt äußern sowohl von den West- als auch 
von den Ostdeutschen rund 50 Prozent, dass dies für Menschen mit Migrationshintergrund gelte. 

Anforderungen an das „Deutschsein“ 

In der migrantischen Perspektive spielt noch ein weiterer Aspekt eine Rolle, der in den beiden anderen Erzählun-
gen in dieser Form nicht auftaucht. Die Menschen mit Migrationshintergrund beschreiben in den Interviews drei 
spezifische Anforderungen, die immer wieder an sie gestellt werden, um ihre Zugehörigkeit zu Deutschland bzw. 
ihr „Deutschsein“ über die formale Staatsangehörigkeit hinaus zu beweisen: Erlernen der Sprache, Gesetzes-
treue und Leistung. Dabei ist ihre Erfahrung, dass, selbst wenn sie diesen Anforderungen vollständig nachkommen, 
ihre tatsächliche Zugehörigkeit weiterhin hinterfragt wird. Fast in der gleichen Ausprägung beantworten alle drei 
Gruppen die Frage, ob sich selbst in nachfolgenden Generationen Deutsche mit und ohne Migrationshintergrund 
unterscheiden. Von den Menschen mit Migrationshintergrund und den Westdeutschen bejahen dies jeweils 68 Pro-
zent; bei den Ostdeutschen sind es 74 Prozent. 

Ein inklusives kollektives Selbstverständnis steht zwar aus – aber es gibt Verbindendes  

Ausgehend von den drei unterschiedlichen Perspektiven hat die Studie im nächsten Schritt nach den verbinden-
den Elementen gesucht, die alle drei Gruppen gleichermaßen für bedeutsam halten. Dass dabei die Fragen, was 
eigentlich die deutsche Gesellschaft, Deutschland oder die Deutschen auszeichnet, nur sehr schwer zu beant-
worten sind, hat sich sowohl in den Interviews als auch in den Fokusgruppen gezeigt. Zumindest fiel es den Teil- 
nehmenden schwer, eine Positivliste von Elementen zu erarbeiten. Auch in der standardisierten Befragung bestä-
tigte sich diese Herausforderung. Über die Hälfte aller Befragten in allen drei Gruppen erklärte, dass es früher 
einfacher gewesen sei zu sagen, was Deutschland ausmacht – allerdings sahen dies vor allem die älteren Be-
fragten so. Dennoch kristallisierten sich im qualitativen Strang vier Elemente heraus, die als Bausteine eines 
gemeinsamen Selbstverständnisses von Ost- und Westdeutschen sowie Deutschen mit Migrationshintergrund 
dienen können. 

Sprache und gemeinsame Geschichte als verbindende Elemente 

Das erste grundlegende Element ist die deutsche Sprache, deren Beherrschung von allen als Basis für soziale 
Anerkennung angesehen wird. Zu einem gemeinsamen Bild der eigenen Gesellschaft gehört somit die Fähigkeit 
zur wechselseitigen Verständigung auf Deutsch. Das zweite verbindende Element stellt das geteilte kollektive Ge-
dächtnis dar, die gemeinsame Geschichte als Bezugspunkt. In den Interviews kommt ein durchaus ambivalentes 
Geschichtsbild zum Vorschein: auf der einen Seite stehen die dunklen Kapitel mit zwei Weltkriegen, dem Holo-
caust und zwei Diktaturen, die insbesondere für die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts, aber auch darüber hinaus 
prägend waren. Auf der anderen Seite findet sich ein aus der deutschen Geschichte abgeleitetes spezifisches 
Überlegenheitsgefühl: vom Land der Dichter und Denker über die Ingenieurskunst bis hin zum Wirtschaftswunder 
und der Exportweltmeisterschaft. So stimmen der Aussage „Deutschland macht vieles besser als andere Länder“ 
76 Prozent der Deutschen mit Migrationshintergrund, 72 Prozent der Westdeutschen und 63 Prozent der Ost-
deutschen zu. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass die Ostdeutschen, die in den qualitativen Inter- 
views dieses Überlegenheitsbild zeichnen, dabei auf die westdeutsche Perspektive von Wirtschaftswunder und 
„Made in Germany“ zurückgreifen und die DDR-Geschichte eher ausblenden. 

Arbeits- und Leistungsmentalität gehört zum Selbstbild der Deutschen 

Das dritte Element, das sich aus den Gesprächen herauskristallisieren und in der standardisierten Umfrage be-
stätigen lässt, ist eine spezifische Leistungsmentalität. Für die Befragten ist Leistungsbereitschaft ein zentraler 
Schlüssel zur Zugehörigkeit. Dazu passt auch, dass der ausgeübte oder erlernte Beruf sowie die konkrete Arbeits- 
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stelle als zentrale Identitätsbestandteile hervortreten. In der standardisierten Befragung sind Fleiß, wirtschaftlicher 
Erfolg und Leistung für alle drei Gruppen besonders kennzeichnende Merkmale Deutschlands. Bei Westdeutschen 
und Menschen mit Migrationshintergrund spielt zudem Freiheit eine wichtige Rolle. Überraschenderweise haben 
die Ostdeutschen diesen Punkt etwas seltener genannt. Während Personen mit Migrationshintergrund die Sicher-
heit in Deutschland besonders hervorheben, ist dies für Westdeutsche ein etwas schwächeres und für 
Ostdeutsche ein deutlich weniger starkes Kennzeichen Deutschlands. 

Die Einheit findet sich in der Solidargemeinschaft 

Das vierte Element, das in allen drei Gruppen hervortritt, ist die Solidarität. Deutschland wird als ein Land ange-
sehen, in dem der Staat als Sozialstaat für seine Bürger:innen da ist, aber auch die Menschen untereinander sich 
nicht im Stich lassen. Die Idee der Gesellschaft als Solidargemeinschaft im Gegensatz zu einer eher individualis-
tischen Gesellschaft, in der jeder und jede auf sich allein gestellt ist, zieht sich quer durch die Interviews. Wobei 
die Ostdeutschen die Solidarität und den Sozialstaat etwas kritischer sehen: Im Gegensatz zu 76 Prozent der 
Westdeutschen, die darin ein prägendes Element Deutschlands erkennen, sind es im Osten mit 63 Prozent er-
kennbar weniger. In den qualitativen Interviews und den Fokusgruppen wird aber keine grundsätzliche Ablehnung 
des Sozialstaats erkennbar als vielmehr eine Enttäuschung darüber, dass dieser Sozialstaat zu schwach sei. 

Die Corona-Krise als externer Schock in der Forschungsphase 

Die qualitativen Interviews für diese Studie wurden bereits Ende 2019 durchgeführt. Die Fokusgruppen und die 
quantitative Validierung fanden im Jahr 2020 statt und fielen bereits in die Zeit der Corona-Krise. Entsprechend 
waren die Diskussionen in den Fokusgruppen bereits stark durch den Eindruck der Krise geprägt. Wir haben da-
her untersucht, wie die Gesellschaft auf den Schock der Pandemie reagiert. Die Teilnehmenden der qualitativen 
Studie nehmen auf der einen Seite durchaus ein Zusammenrücken der Gesellschaft in ihrem jeweils eigenen Um-
feld wahr. Man hilft sich und unterstützt die Risikogruppen. Zugleich wächst bei ihnen im Zeitverlauf aber auch 
die Sorge, dass die Krise langfristig die Solidarität in der gesamten Gesellschaft schwächen könne. Unter den 
Westdeutschen hält sich der Anteil derjenigen, die der Meinung sind, in der Krise würde sich der Zusammenhalt 
langfristig verbessern (29 Prozent), die Waage mit denjenigen, die eine Verschlechterung befürchten (26 Prozent) 
– genauso wie bei den Personen mit Migrationshintergrund (34 zu 33 Prozent). Bei den Ostdeutschen überwiegt 
hingegen die Skepsis: 32 Prozent befürchten langfristig eine Verschlechterung gegenüber 22 Prozent, die eine 
Verbesserung erwarten. 

Abnehmende Bedeutung des Ost-West-Unterschieds im Zeitverlauf 

Führt man die unterschiedlichen Ergebnisse dieser Studie zusammen, so zeigt sich, dass die deutsche Einheit 
auch nach 30 Jahren noch lange nicht abgeschlossen ist – insbesondere dann nicht, wenn man sie inklusiver 
denkt und die Realität des Einwanderungslandes mit in Betracht zieht. Gleichzeitig wird aber im Vergleich der 
Generationen deutlich, dass die Menschen mit wachsendem zeitlichem Abstand zur Teilung und zur Wiederverei-
nigung dem Ost-West-Thema eine geringere persönliche Bedeutung beimessen und somit auch entspannter und 
offener damit umzugehen gelernt haben. Eine gemeinsame, die Leistungen aller Beteiligten anerkennende Er-
zählung, die auch die Erfahrungen und die Lebensleistungen der Ostdeutschen berücksichtigt, fehlt aber weiter- 
hin. Ebenso fehlt eine Erzählung Deutschlands, die die Einwohner:innen mit Migrationshintergrund einbezieht – 
sowie jene, die formal gar nicht in diese Gruppe gehören, aber aufgrund Haut- oder Haarfarbe, Namen oder Reli-
gion stets um ihre Zugehörigkeit ringen. 

Der Weg ist das Ziel: Die Einheit realisiert sich in einem kontinuierlichen Prozess 

Um Identität wird dann gerungen, wenn diese in Frage gestellt wird. Für unsere westdeutschen Befragten ohne 
Migrationshintergrund ist das kaum der Fall. Bei den Befragten mit Migrationshintergrund ist es Alltag und auch 
die meisten befragten Ostdeutschen empfinden sich vor allem als Ostdeutsche und erst in einem zweiten Schritt 
als Deutsche. Gerade in Krisenzeiten bergen diese unklaren Identitäten und die entsprechenden Identitätskon-
flikte die Gefahr, Frontlinien in der Gesellschaft einzuziehen. Umso wichtiger ist es daher, den 
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gesamtgesellschaftlichen Diskussionsprozess darüber, wie wir in dieser Gesellschaft miteinander leben wollen 
und was es für uns heute und in Zukunft heißen soll, deutsch zu sein, produktiv zu führen. Sowohl im Hinblick auf 
die deutsche Einheit als auch auf die Einwanderung stand bislang immer die Forderung nach Anpassung im Vor-
dergrund. Die Studienergebnisse machen aber deutlich, dass damit aber auch Anerkennungsprobleme verbunden 
sind. Vermutlich – und das zeigen auch andere erfolgreiche Einwanderungsländer – ist es förderlich, wenn zur 
Anpassung der Anspruch einer gemeinsamen Neugestaltung und Weiterentwicklung des Gemeinwesens hinzu-
kommt: ein zukunftsoffenes Leitbild, zu dem jeder bzw. jede etwas beitragen kann und das die Erfahrungen und 
Biografien aller Bevölkerungsteile wertschätzt. Zugleich lehrt diese Studie aber auch, dass die Frage nach der 
deutschen Einheit, nach dem, was der „Common Ground“ in unserer Gesellschaft ist, womöglich nicht abschließend 

beantwortet werden kann. Vielmehr deuten die Ergebnisse darauf hin, dass wir uns in einer Art kontinuierlichem 
gesellschaftlichen Gespräch befinden. Die vorliegende Studie soll hierzu einen Beitrag leisten. 

Methode 

Die Studie gliedert sich in drei methodische Schritte. Den Anfang bildeten 50 ethnografische Tiefeninterviews an-
hand eines Interviewleitfadens. Im November 2019 wurden jeweils zehn dieser Interviews im weiteren Umfeld 
von fünf Städten in Ost- und Westdeutschland geführt: Rostock, Berlin, Leipzig, Essen und Nürnberg. Die Hälfte 
der Teilnehmenden der Interviews war rund 60 Jahre alt und hat die deutsche Einheit somit im Erwachsenenalter 
erlebt. Die andere Hälfte war etwa 30 Jahre alt, ist also erst nach der Wiedervereinigung aufgewachsen. An allen 
Standorten wurden auch Personen mit Migrationshintergrund interviewt. 

Im zweiten Schritt nahmen 42 der Interviewpartner:innen getrennt nach den fünf Standorten im April 2020 über 
zwei Wochen an Diskussionen in Online-Communities und an zwei Online-Fokusgruppen teil. Abschließend gab 
es eine dritte Online-Fokusgruppe mit Vertretern aller fünf Standorte, um die Diskussionen zusammenzuführen. 

Den dritten Schritt bildete eine repräsentative quantitative Online-Befragung von 1.581 Personen ab 18 Jahren, 
von denen 779 aus Westdeutschland und 802 aus Ostdeutschland stammten. Darunter waren auch 170 Perso-
nen mit Migrationshintergrund. Diese Befragung fand zwischen dem 5. und 10. Juni 2020 statt und dauerte im 
Schnitt jeweils zehn Minuten. 
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1 Einheitsjubiläum und Corona-Pandemie 

Die Vollendung der Einheit?  

Mit dem Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland endete am 3. Oktober 
1990 nach vier Jahrzehnten die Teilung Deutschlands. Seitdem wird in der Präambel des Grundgesetzes festge-
stellt: „Die Deutschen […] haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet.“ Ganz 
so einfach ist es mit der „Deutschen Einheit“ indes nicht, auch wenn es seitdem keine zwei Staaten mehr gibt. 
Immer wieder wird darauf verwiesen, dass auch heute, also 30 Jahre später, noch große Unterschiede zwischen Ost- 

und Westdeutschland existieren. Das betrifft insbesondere die ebenfalls im Grundgesetz angestrebte „Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse“, aber auch Einstellungen zu zentralen gesellschaftlichen Fragestellungen. 

Die Wiedervereinigung stellt einen einschneidenden Wendepunkt in der deutschen Gesellschaft dar. Innerhalb 
kurzer Zeit haben sich politische und soziale Rahmenbedingungen und die Zusammensetzung der Gesellschaft 
verändert. Fragen zum Zusammenleben und der sozialen Gemeinschaft mussten deshalb rasch neu beantwortet 
werden. Die Bertelsmann Stiftung hat das dreißigjährige Jubiläum der Einheit zum Anlass genommen, um zu 
überprüfen, wie es um den gesellschaftlichen Zusammenhalt im vereinten Deutschland heute steht. Gibt es die 
viel beschworene deutsche Einheit? Gibt es etwas, das Deutschland im Innersten zusammenhält? Gemeinsam 
mit der Berliner Forschungs- und Beratungsagentur pollytix haben sich die Autor:innen dieser Studie deshalb im 
November 2019 auf eine Reise durch das ganze Land begeben, um die genannten Fragen zu untersuchen und 
herauszufinden, was „Deutschsein“ für die Menschen bedeutet. 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt als Ausgangspunkt 

Seit fast 10 Jahren führt die Bertelsmann Stiftung Studien zum gesellschaftlichen Zusammenhalt durch. Ein durch-
gängiger Befund bei diesen Untersuchungen ist, dass sich der Zusammenhalt in Deutschland zwar als durchaus 
stark und im Zeitverlauf stabil erweist, jedoch eine strukturelle Differenz zwischen den alten und den neuen Bun-
desländern besteht. Bei der Auswertung von Daten aus der Zeit von der Wiedervereinigung bis 2012 fielen die 
Werte für den Zusammenhalt in den ostdeutschen Bundesländern kontinuierlich etwas geringer aus als in den 
westdeutschen Bundesländern. Auch bei der ersten eigenen Erhebung von Daten im Jahr 2017 waren diese Un-
terschiede immer noch deutlich sichtbar, wenngleich nicht dramatisch in ihrer Ausprägung (Bertelsmann Stiftung 
2014 und 2017). Auch die jüngste Untersuchung zu diesem Thema hat diese Differenz wieder bestätigt und so-
gar einen leichten Trend identifiziert, dass diese etwas größer zu werden scheint (Bertelsmann Stiftung 2020b). 
Diese Daten nähren den Eindruck, dass sich auch nach 30 Jahren immer noch eine unsichtbare Grenze durch 
das Land zieht und die Einheit möglicherweise noch lange nicht abgeschlossen ist.  

Den Studien lag ein mehrdimensionales Modell von Zusammenhalt zugrunde, dass sich aus drei Bereichen (So-
ziale Beziehungen, Verbundenheit und Gemeinwohlorientierung) zusammensetzt, die sich wiederum in je drei 
Dimensionen unterteilen. Für die nun hier vorliegende Untersuchung haben wir sowohl methodisch als auch kon-
zeptionell einen etwas anderen Zugang gewählt. Anstatt alle drei Bereiche bzw. neun Dimensionen in den Blick zu 
nehmen, fokussieren wir auf den Bereich der Verbundenheit und dabei wiederum besonders auf die Dimensionen 
Identifikation und Gerechtigkeitsempfinden. Außerdem verfolgen wir in dieser Studie einen schwerpunktmäßig 
qualitativen Ansatz, im Gegensatz zu unserem ansonsten indikatorenbasierten quantitativen Vorgehen. Ein wei-
terer Punkt war uns bei dieser Untersuchung und unserer Reise durch das Land wichtig: Anstatt uns auf die 
Differenzen zwischen Ost und West sowie zwischen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund zu konzent-
rieren, wollten wir den verbindenden und einenden Aspekten nachspüren. Unter dem Begriff Einheit verstehen 
wir deshalb in dieser Studie auch mehr als nur die Vereinigung von Ost und West. 

Die Corona-Pandemie stellt Deutschland im Jubiläumsjahr vor neue Herausforderungen 

Mitten in der Untersuchung stellte ein unvorhergesehenes Ereignis die Gesellschaft auf die Probe. Die globale CO-
VID-19-Pandemie hat das Leben der Menschen in kürzester Zeit massiv verändert. Die Wirtschaft erlebt den 



Gesellschaftlicher Zusammenhalt im vereinten Deutschland | Seite 11 

 

größten Einbruch seit dem Zweiten Weltkrieg, Millionen Menschen in Deutschland befinden sich in Kurzarbeit 
und/oder im Home Office, Schul- und Kitaschließungen bringen Eltern an ihre Belastungsgrenzen, Abstands- und 
Kontaktbeschränkungen beschneiden bürgerliche Freiheiten auf ungeahnte Weise und viele Menschen sind prak-
tisch über Nacht zu Angehörigen von Risikogruppen geworden. Eine der Folgen: Spaltungslinien entstehen neu 
oder brechen wieder auf. Die Gesellschaft muss sich selbst grundlegende Fragen beantworten: Welchen Preis 
sind wir bereit zu zahlen, um bestimmte Personengruppen zu schützen? Welchen Stellenwert messen wir indivi-
duellen Freiheitsrechten im Verhältnis zu Solidarität mit Schwächeren bei? Wie wichtig ist die Wirtschaft für das 
Wohlergehen der Gesellschaft? Welche Prioritäten müssen politisch gesetzt werden? Kurzum: Wie wollen wir in 
Deutschland (zusammen-)leben? 

Die ursprünglich zum Einheitsjubiläum geplante Studie hat dadurch neue Brisanz bekommen. Schon der zweite 
von drei geplanten Forschungsschritten fiel direkt in den Beginn der Pandemie in Deutschland. Unmittelbar konn-
ten wir somit nicht nur die Reaktion in der Gesellschaft beobachten, sondern direkt mit den Teilnehmer:innen der 
Studie auch diskutieren. Wie geht man in Deutschland mit großen Veränderungen um? Warum kommt es dabei, 
egal ob bei der Wiedervereinigung oder in der Flüchtlings-, Klima- oder Corona-Krise, immer wieder zu Verwer-
fungen und Polarisierungen? 

Eine qualitative Reise durch Deutschland – mit repräsentativer Überprüfung 

Antworten und Erkenntnisse zu diesen aktuellen Themen lassen sich nicht allein dadurch erhalten, dass man in 
einer standardisierten Umfrage Menschen eine Reihe von Fragen stellt. Es bedarf eines offeneren qualitativen 
Ansatzes. Der verwendete Begriff der Reise ist darum wörtlich zu nehmen. Zumindest im ersten explorativen Schritt 
machten wir uns per Bus, Bahn und Mietwagen auf den Weg, um Menschen an fünf Standorten inklusive ländli-
chem Umland für ethnografische Tiefeninterviews zu besuchen. In Westdeutschland (Essen und Nürnberg), in 
Ostdeutschland (Rostock und Leipzig) und in der ehemals geteilten Stadt Berlin. Der zweite Schritt der Forschung, 
die Diskussion der Ergebnisse, fand coronabedingt kontaktlos statt – hierfür wurden die Teilnehmer:innen der 
Tiefeninterviews in Gruppen zusammengeführt und diskutierten in einer Online-Community sowie in Online-Fokus-
gruppen miteinander. In der dritten Stufe haben wir die qualitativen Ergebnisse in einer repräsentativen Online-
Befragung validiert, um Ergebnisse für ganz Deutschland zu erhalten. Abbildung 1 zeigt den Studienablauf in 
Kurzform, ein ausführlicher Methodenbericht findet sich im Anhang. 

Drei Perspektiven auf die deutsche Einheit: Migrant:innen machen häufig ähnliche Abwertungserfahrun-
gen wie Ostdeutsche 

Seit der Wiedervereinigung vor 30 Jahren besteht die Hoffnung, dass sich die Ost-West-Unterschiede mit der Zeit 
herauswachsen. Und in der Tat, in einer Studie für die Otto-Brenner-Stiftung über die Nachwende-Generation der 
unter 30-Jährigen konnte pollytix bereits zum 30. Jahrestag des Mauerfalls feststellen: „Die vielzitierte ‚Mauer in 
den Köpfen‘ gibt es auch in dieser Generation noch. Aber sie ist – sinnbildlich gesprochen – nicht mehr so hoch 
und fest zementiert wie in vorherigen Generationen“ (Faus und Storks 2019: 73). Dennoch zeigt sich, dass junge 
Menschen Ost und West nach wie vor als unterbewusste Unterscheidungskategorie verwenden und dass ost-
deutsch zu sein auch in dieser Generation häufig noch identitätsstiftend ist. Es gibt selbst unter Menschen, die 
nie im geteilten Deutschland gelebt haben, weiterhin eine ost- und eine westdeutsche Perspektive auf das Leben 
und die Einheit in Deutschland. Um Generationenunterschiede aufzudecken, haben wir deshalb in den qualitativen 
Teilen sowohl jüngere (18–34 Jahre) als auch ältere (55 Jahre und älter) Menschen in Ost- und Westdeutschland 
befragt. Wo Unterschiede vorhanden sind, werden sie kenntlich gemacht.  

In den letzten Jahren wurde in der Diskussion um die deutsche Einheit eine dritte Perspektive aufgegriffen, die 
lange Zeit weitestgehend unbeachtet blieb: die Perspektive von Migrant:innen. Der Verein „neue deutsche organi-
sationen“, ein Netzwerk von postmigrantischen Initiativen, fordert, diese Perspektive in der Erinnerungskultur sicht- 
barer zu machen: „Es ist wichtig, dass die Wiedervereinigung jedes Jahr symbolisch gefeiert wird. Doch die Deut-
sche Einheit wird üblicherweise aus einer rein ‚weißen‘ Sicht betrachtet – deutschdeutsche Ostdeutsche 
wiedervereint mit deutschdeutschen Westdeutschen“ (neue deutsche organisationen e.V. 2018). 
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Etwa 20 Prozent der deutschen Bevölkerung leben in Ostdeutschland, 80 Prozent in Westdeutschland. Mehr als 
ein Viertel der in Deutschland lebenden Menschen haben mittlerweile einen Migrationshintergrund (Destatis 2019), 
was bedeutet, dass sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren 
wurde. Nicht nur deshalb ist es wichtig, auch diese migrantische Perspektive zu berücksichtigen. Durch die Mig-
ration hat sich wie durch die Wiedervereinigung die Zusammensetzung der Gesellschaft verändert. Migrant:innen 
bringen häufig eigene Wertvorstellungen, religiöse Überzeugungen und Identitätsbilder mit und müssen eine Trans- 
formationsleistung erbringen, um in der neuen Gesellschaft heimisch zu werden. Wie weit Integration Anpassung 
fordert, ist Thema migrationspolitischer Debatten – in jedem Fall empfinden viele Menschen aus Einwanderer- 
familien einen Anpassungsdruck in ihrem Alltag. Eine ähnliche Erfahrung, die sie mit Ostdeutschen teilen, bei  
denen das Wort „Beitritt“ ja bereits nahelegt, wer sich wem anzupassen hatte. 

Tatsächlich machen beide Gruppen ähnliche Erfahrungen, wie die Forschung in den letzten Jahren gezeigt hat. 
Das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung hat in der Veröffentlichung erster Ergebnisse 
der Studie „Ost-Migrantische Analogien“ Belege dafür gesammelt, dass Ostdeutsche genau wie Migrant:innen – 
und hier besonders Muslim:innen – neben „strukturellen Nachteilen auch von sozialer, kultureller und identifikativer 
Abwertung betroffen“ sind (Foroutan et al. 2019: 4). 
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Die vorliegende Studie bezieht deshalb alle drei Perspektiven mit ein: die ost- und die westdeutsche genauso wie die 

von Menschen mit Migrationshintergrund. Im Folgenden sind, wenn von Migrant:innen gesprochen wird, Menschen 

mit Migrationshintergrund gemeint – unabhängig, ob sie selbst migriert sind oder bereits in zweiter Generation in 

Deutschland leben. Diese Unschärfe wird ob der einfacheren Lesbarkeit in Kauf genommen. Analytisch hat sich bei 
dieser Studie kein bedeutender Unterschied zwischen Menschen mit Migrationshintergrund und Migrant:innen erge-
ben, auch die Befragten selbst treffen diese Unterscheidung nicht. In der Lebensrealität von Migrant:innen spielt es 

häufig keine Rolle, da Ausgrenzungserfahrungen weniger davon abhängen, wie lange jemand in Deutschland lebt, 
sondern vielmehr davon, wie auffällig und sichtbar der Migrationshintergrund durch Hautfarbe, Religionsausübung 

oder den ausländisch klingenden Namen ist. Methodisch verläuft die Unterscheidung nach Migrationshintergrund 

quer zu der Unterscheidung nach Ost und West, denn Menschen mit Migrationshintergrund sind nicht nur Teil der 

Gesamtgesellschaft, sondern je nach Lebensmittelpunkt auch Teil von Ost- oder Westdeutschland. Deshalb wurden 

sowohl an den ost- als auch an den westdeutschen Standorten jeweils Menschen mit Migrationshintergrund befragt. 
Aus analytischer Sicht haben wir die Perspektiven in West, Ost und migrantisch getrennt – was, wie die Interviews 

zeigen, auch der Lebensrealität der Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland entspricht. 

Es fehlt ein inklusives Leitbild dessen, was Deutschsein bedeutet 

Unsere Studie belegt, dass bis heute unterschiedliche Narrative zur Wiedervereinigung koexistieren. Das Kapitel 
der Ost-West-Teilung ist also auch 30 Jahre nach der Wiedervereinigung noch nicht abgeschlossen. Gleichzeitig 
zeigt sich, dass die Spaltungslinie Ost/West den gesellschaftlichen Zusammenhalt nicht (mehr) in seinen Grund-
festen erschüttert. Wer sich dem Thema „Deutsche Einheit“ 2020 nähert, muss deswegen den Blick weiten. In 
seinen Fokus geraten dann etwa Fragen der Zugehörigkeit und die Debatte darüber, wie ausgrenzend beziehungs- 
weise inklusiv deutsche Identitätskonzepte gefasst sind. In Zeiten gesellschaftlicher Umbrüche und Krisen bre-
chen solche Fragen und damit verbundene gesellschaftliche Friktionen umso mehr auf.  

Dabei haben die letzten Jahrzehnte gezeigt, dass die deutsche Gesellschaft durchaus in der Lage ist, Herausfor-
derungen und Krisen erfolgreich zu bewältigen. Dies gilt auch für die Herausforderungen der Wiedervereinigung: 
In Ost und West beurteilen gleichermaßen 72 Prozent die Wiedervereinigung als „alles in allem eher positiv“ (Neu 
2019: 2). Und auch zu Beginn der Corona-Pandemie schlägt sich Deutschland im Vergleich zu anderen Staaten 

gut, sowohl was die gesundheitlichen als auch die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Krise angeht. Das 

drückt sich unter anderem in den hohen Zustimmungswerten zum Krisenmanagement der Bundesregierung aus. 
Trotzdem lassen Krisenzeiten und größere Umwälzungen häufig Spaltungslinien deutlicher hervortreten, aus de-
nen dann Polarisierungen erwachsen können. Unter gesellschaftlicher Polarisierung verstehen wir, dass sich 
verschiedene Gruppen in schroffer Gegensätzlichkeit gegenüberstehen. Dabei ist es meist unerheblich, ob diese 

Gruppen ähnlich groß sind oder nicht. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass sich auch Minderheitenmei-
nungen deutlich zu Gehör bringen können, zuweilen gar lauter als die Mehrheit. Das hat unterschiedliche Gründe 

– eine besondere Rolle spielt aber unsere veränderte Medienöffentlichkeit, in der nicht nur provokante Meinungen 
oftmals überproportional Beachtung finden, sondern die Einflussmöglichkeiten der öffentlichen Meinung über die 
Social Media insgesamt gewachsen sind. Besonders deutlich wurde dieses Phänomen während der sogenannten 
Flüchtlingskrise von 2015, die ein breites zivilgesellschaftliches Engagement, aber auch Pegida hervorbrachte. 
Es zeigt sich aber auch während der Corona-Krise, die unter anderem „Hygiene-Demos“ auf den Plan rief. 

Die vorliegende Studie legt nahe, dass solche Polarisierungen immer die Gefahr bergen, Gesellschaften zu spalten. 
In Deutschland treten dabei zwei Debattenlinien besonders hervor: Die unvollendete deutsche Einheit, mit ihren 
Unterschieden zwischen Ost und West, sowie die Frage, ob und in welcher Weise Deutschland sich als Einwan-
derungsland versteht. Das es gerade diese beiden Aspekte sind, hat auch damit zu tun, dass entlang dieser Debatten 

– nicht immer explizit – die Frage verhandelt wird, wer zu Deutschland gehört und was „Deutschsein“ ausmacht.  
Sicherlich, einzelne Gruppen mögen eine feste Vorstellung davon haben, was für sie die Gesellschaft als deutsch 

definiert (siehe etwa die Leitkultur-Debatte). Diese Vorstellungen sind aber nicht diskursiv entstanden, geschweige 

denn konsensfähig, sondern spiegeln eher den Versuch einer Deutungshegemonie wider, die ganze Bevölkerungs-
gruppen ausschließt. Diese Studie versteht sich hingegen als Plädoyer für ein inklusiveres Verständnis von Zugehörig-
keit. Daraus kann ein weniger essentialistisches kollektives Leitbild erwachsen. Die Forderung nach einem solchen 

zukunftsoffenen Leitbild für Deutschland ist nicht neu, kommt aber bisher vor allem in Bezug auf Einwanderung auf. 
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2 30 Jahre deutsche Einheit? 

Die Wiedervereinigung ist eines der prägendsten Ereignisse der deutschen Geschichte. Dementsprechend stehen 
das Verhältnis von Ost und West und der Zustand der Einheit regelmäßig im Fokus von Wissenschaft, Medien 
und Politik. In diesem Diskursfeld ist diese Studie verortet. 

Ost-West-Unterschiede bestehen weiterhin 

30 Jahre nach der Wiedervereinigung fällt die Bewertung der deutschen Einheit ambivalent aus. Auf der einen 
Seite lässt sich ein „Aufholprozess“ Ostdeutschlands konstatieren, was Beschäftigungsquote, Wirtschaftskraft 
und Einkommen betrifft (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2019: 21). Der damalige Ostbeauftragte 
der Bundesregierung, Christian Hirte, ließ sich mit den Aussagen „die Lage im Osten ist besser als ihr Ruf“ und 
„die Lebensbedingungen sind besser denn je“ zitieren. Auf der anderen Seite gibt es weiterhin viele Hinweise da-
rauf, dass auch im Jahr 2020 immer noch deutliche strukturelle Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutsch- 
land bestehen. Die Bundesagentur für Arbeit weist im Februar 2020, also bevor die Auswirkungen der Corona-
Pandemie einen Wirtschaftseinbruch in Deutschland verursachten, eine höhere Arbeitslosigkeit für den Osten 
(6,6 Prozent) als den Westen (4,9 Prozent) aus (Bundesagentur für Arbeit 2020). Gleichzeitig zeigt eine Auswer-
tung der Hans-Böckler-Stiftung, dass Beschäftigte in Ostdeutschland bei vergleichbarer Qualifikation und Tätigkeit 
17 Prozent weniger verdienen als in Westdeutschland (Hans-Böckler-Stiftung 2019). Zum Vergleich: Der Ost-West-
Pay-Gap ist damit sogar höher als der Gender-Pay-Gap, der einen sechs Prozent niedrigeren Verdienst von 
Frauen gegenüber Männern ausweist (Groll 2019), wenn man die Daten um Tätigkeit und Bildungsabschluss be-
reinigt. Ebenso fallen die Renten in Ostdeutschland immer noch geringer als in Westdeutschland aus und sollen 
erst ab 2025 vollständig angeglichen und einheitlich berechnet werden (Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung 2017). 

Über diese ökonomischen Unterschiede hinaus bestehen weiterhin deutliche Repräsentationsdefizite. Ostdeutsche 
sind seltener in gesellschaftlichen Spitzenpositionen wie Vorständen von Unternehmen, Leitungspositionen in 
Ministerien oder Universitäten und – trotz ostdeutscher Kanzlerin – im Bundeskabinett anzutreffen. Ausmaß, Ur-
sachen und Folgen der personellen Unterrepräsentation werden gerade in einem durch das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend geförderten Forschungsprojekt an der Universität Leipzig aufgearbeitet 
(Foroutan et al. 2020). 

Unterschiede gibt es auch bei den Einstellungen von Ost- und Westdeutschen zu gesellschaftlichen Fragen. Das 
belegt beispielsweise die Bielefelder „Mitte-Studie“ (Zick, Küpper und Berghan 2019), mit der seit 2006 antidemo-
kratische Einstellungen in der deutschen Bevölkerung gemessen werden. So ist in Ostdeutschland Fremdenfeind-
lichkeit weiter verbreitet und autoritäre Einstellungen finden mehr Zustimmung. Gleichzeitig fühlen sich Menschen 
in Ostdeutschland eher machtlos und haben weniger Vertrauen in die Demokratie. 

Trennt die „Deutsche Teilung“ auch heute noch die Menschen in Deutschland? 

Die hier vorliegende Studie will nicht den Befund bereits bekannter Unterschiede replizieren, sondern die Frage 
beantworten, welche Elemente, bei aller Verschiedenheit, die Menschen in Ost und West sowie mit und ohne 
Migrationshintergrund miteinander verbinden. Dafür soll auch geklärt werden, ob die deutsche Teilung auch 30 
Jahre nach ihrem offiziellen Ende noch einen zentralen gesellschaftlichen Grundkonflikt darstellt, der die Men-
schen umtreibt. Wie relevant sind die ehemalige Teilung und die Wiedervereinigung für das Leben der Menschen 
in Deutschland im Jahr 2020? Stehen sich Ost und West als gesellschaftliche Antagonisten gegenüber und was 
ist die Rolle der Migrant:innen in dieser Diskussion? Herausgefunden haben wir zunächst drei deutsche Perspek-
tiven auf die deutsche Einheit, die im Folgenden vorgestellt werden. 
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2.1 Die westdeutsche Perspektive 

92 Prozent der Westdeutschen geben an, der Einfluss der Wiedervereinigung auf Deutschland sei eher oder sehr 
groß gewesen. Damit rangiert die Wiedervereinigung an erster Stelle vor der aktuellen Corona-Krise (90 Prozent) 
oder der Flüchtlingskrise (88 Prozent). Auf die Frage, wie groß der Einfluss der Wiedervereinigung auf ihr persön-
liches Leben („Menschen wie Sie“) war, sagen nur noch 61 Prozent, dieser sei eher oder sehr groß gewesen. Damit 
teilt sich die Wiedervereinigung den zweiten Platz mit der Einführung des Euro und liegt hinter der aktuellen 
Corona-Krise (67 Prozent) (Abbildung 2). 

 

In der repräsentativen Befragung messen die Westdeutschen der Wiedervereinigung also eine hohe Bedeutung 
bei, auch für das eigene Leben. Der qualitative Blick relativiert dieses Ergebnis aber zum Teil. Die Interviews und 
Gruppendiskussionen zeigen, dass die Wiedervereinigung bei vielen Westdeutschen kaum zu Veränderungen im 
eigenen Leben geführt hat. Selbstverständlich gibt es Ausnahmen, in der Regel ging es für die Menschen aber 
nach der Wiedervereinigung weiter wie zuvor. 

Obwohl immer wieder betont wird, dass es keinen persönlichen Unterschied macht, ob jemand aus Ost- oder 
Westdeutschland kommt, ist eine Haltung, die unterscheidet zwischen „uns Wessis“ und „den Ossis da drüben“ 
weiterhin ausgeprägt. Bei älteren Westdeutschen hat sich zudem das Bild vom „weniger leistungsfähigen“ Ost-
deutschen festgesetzt. Im Jahr 2020 gibt es zu dieser Frage zwischen den Alterskohorten keine signifikanten 
Unterschiede mehr, wohl aber zwischen Ost- und Westdeutschen sowie zwischen Migrant:innen und Deutschen 
ohne Migrationshintergrund (Abbildung 3). Während 19 Prozent der Westdeutschen der Aussage „Ostdeutsche 
sind bis heute weniger leistungsfähig als Westdeutsche“ zustimmen, sagen das nur sieben Prozent der Ostdeut-
schen. Besonders bemerkenswert ist aber, dass 30 Prozent der Migrant:innen dieser Aussage zustimmen. Eine 
mögliche Erklärung hierfür gibt der Integrationsforscher Haci-Halil Uslucan mit seinem Hinweis, dass mit der Wie-
dervereinigung der Kampf um Platz zwei zwischen Ostdeutschen und Migrant:innen begonnen habe und diese 
deswegen um Abgrenzung bemüht seien (Ley 2019). 
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Jüngere Westdeutsche, die zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung noch 
nicht geboren oder zu jung für eigene Erinnerungen waren, haben häufig gar 
keinen persönlichen Bezug zum geteilten Deutschland und der Wiederver-
einigung. Diese ist für sie ein historisches Ereignis wie viele andere auch, 
von dem man in der Schule erfährt. Einen konkreten Bezug auf die heutige 
Situation, geschweige denn das eigene Leben, erkennen sie meistens 
nicht. Auch mit ihren Eltern haben sie eher nicht darüber gesprochen, da 
die Wiedervereinigung auch für diese keine allzu große persönliche Rele-
vanz besaß. Sie sagen heute, dass es für sie keinen Unterschied macht, 
ob jemand aus Ost- oder Westdeutschland kommt. Unterbewusst haben 
manche jüngere Westdeutsche aber die Erzählung des „minderwertigen 
Ossis“ übernommen – beispielsweise wenn sie betonen, dass sie sich für 
einen ostdeutschen Freund nie geschämt haben.  

Ältere Westdeutsche haben den Mauerfall und die Wiedervereinigung zwar direkt miterlebt, aber häufig aus der 
Ferne. Für viele von ihnen ist die Wiedervereinigung vor allem ein Fernseh-Ereignis. Sie haben sich zwar damals 
darüber gefreut, zeigen häufig aber – damals wie heute – kein wirkliches Interesse am Osten. Das ist nicht nur 
ein Ergebnis der qualitativen Forschung, sondern auch in Zahlen messbar. Eine Umfrage des ZDF zum 30. Jah-
restags des Mauerfalls ergab, dass zwar 95 Prozent der Ostdeutschen seit der Wiedervereinigung westdeutsche 
Bundesländer besucht haben, jeder fünfte Westdeutsche aber noch nie in Ostdeutschland war (Hübscher 2019). 
Bei der Mehrheit der Ostdeutschen hat dies zu der Einschätzung beigetragen: „Westdeutsche interessieren sich 
bis heute wenig für Ostdeutschland.“ Drei Viertel der Ostdeutschen (75 Prozent), aber auch beinahe jeder bzw. 
jede zweite Westdeutsche (46 Prozent) stimmen dieser Aussage zu (Abbildung 4). 

Die [Ostdeutschen] sind richtig fleißig. 
(älter/westdeutsch) 

Ich hatte mal eine ostdeutsche Kollegin, 
ich war richtig überrascht, wie fit die in 
Geografie war. (älter/westdeutsch) 

Für mich in meinem Umfeld macht es auf 
gar keinen Fall einen Unterschied. Mein 
bester Freund kommt aus dem Osten und 
ich habe da nie einen Hehl draus ge-
macht. (jünger/westdeutsch) 

Wenn jemand Sächsisch spricht, kann ich den nicht leiden. Obwohl es vielleicht eine super Frau oder ein super Mann ist, aber dieses Säch-
sisch, diese Sprache kann ich nicht ab. Aber das ist halt meine persönliche Meinung. Deswegen ist das genauso ein guter oder schlechter 
Mensch. Leben und leben lassen, ist meine Devise. (älter/westdeutsch) 
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Aus der westdeutschen Perspektive ist die Wiedervereinigung eine Erfolgsgeschichte und mittlerweile im Großen 
und Ganzen vollendet. Mehr als die Hälfte der Westdeutschen (55 Prozent) sind der Auffassung, dass es „heut-
zutage keinen Unterschied mehr macht, ob man aus Ost- oder Westdeutschland kommt“ (Abbildung 5). Unter 
Ostdeutschen stimmt dieser Aussage nur jede:r Dritte zu (32 Prozent). 

 

Zwar erwähnen die westdeutschen Interviewpartner:innen auch die niedrigeren Löhne oder Renten im Osten, oft 
aber versehen mit der Einschätzung, dass dort auch die Lebenshaltungskosten geringer seien. Die Wiederverei-
nigung wird von ihnen vor allem anhand von wirtschaftlichen Faktoren bewertet. Einerseits beziehen sie sich 
dabei auf den Wiederaufbau in Ostdeutschland und den damit verbundenen Wirtschaftsaufschwung. Anderer-
seits betonen sie die Belastung für den Staatshaushalt und damit die der Steuerzahler:innen. Zumindest implizit 
teilen die Befragten den Eindruck, dass Westdeutschland für die Wende gezahlt und damit seine Schuldigkeit 
getan habe. Häufig schwingt bei der westdeutschen Perspektive in den Interviews und in den Gruppendiskussio-
nen eine gewisse Erwartungshaltung an Ostdeutsche mit. Diese sollen sich dankbar dafür erweisen, dass mit 
westdeutschem Geld überhaupt erst eine funktionierende Wirtschaft aufgebaut wurde. 

Mehr als die Hälfte aller Westdeutschen (55 Prozent) stimmen der Aussage zu: „Westdeutschland verdient mehr 
Anerkennung dafür, dass es die Wiedervereinigung finanziert hat“ (Abbildung 6). Damit liegt der Zustimmungswert 
mehr als doppelt so hoch wie unter den Ostdeutschen (26 Prozent). Das Alter spielt hier eine entscheidende 
Rolle: Während nur 37 Prozent der jüngeren Westdeutschen dieser Aussage zustimmen, sind es unter den älte-
ren 64 Prozent. Vor allem diejenigen Westdeutschen, die die Wiedervereinigung bewusst miterlebt haben, 
wünschen sich also eine stärkere Wertschätzung für ihre finanziellen Anstrengungen. Unter Ostdeutschen gibt es 
diese Altersunterschiede zwar auch, aber in abgeschwächter Form: 21 Prozent der jungen und 29 Prozent der 
älteren Ostdeutschen stimmen der Aussage zu.  
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2.2 Die ostdeutsche Perspektive 

Die ostdeutsche Perspektive auf die Wiedervereinigung und den Zustand der deutschen Einheit unterscheidet 
sich von der westdeutschen Sicht. Zwar beurteilen die Ostdeutschen die deutsche Einheit ebenfalls grundsätzlich 
positiv, die Bewertung erfolgt aber differenzierter und vor allem mit einem deutlich stärkeren Bezug auf das per-
sönliche Leben. Die Zeit vor und nach der Wiedervereinigung war für die meisten Befragten von vielen 
Veränderungen und Umbrüchen im eigenen Leben und Alltag geprägt. 

Der Einfluss der Wiedervereinigung auf das eigene Land wird von Ostdeutschen ähnlich hoch eingeschätzt (89 Pro-
zent) wie von Westdeutschen (92 Prozent). Es herrscht also Einigkeit darüber, dass die Wiedervereinigung für 
ganz Deutschland prägend war. Auch der Einfluss anderer Ereignisse, wie der Corona-Krise oder der Flüchtlings-
krise, wird von Westdeutschen (90 Prozent und 88 Prozent) und Ostdeutschen (86 Prozent und 89 Prozent) 
ähnlich eingeschätzt. Unterschiede zeigen sich aber, wenn nicht nach dem Einfluss auf Deutschland, sondern 
nach dem Einfluss auf „Menschen wie Sie“ gefragt wird: 74 Prozent der Ostdeutschen betrachten diesen Einfluss 
als eher groß oder sehr groß, unter den Westdeutschen sind es nur 61 Prozent. Hieran wird erneut deutlich, wie 
unterschiedlich stark die Wiedervereinigung in West und Ost das individuelle Leben tatsächlich beeinflusst hat. 
Bei den übrigen abgefragten Ereignissen fallen die Unterschiede auf individueller Ebene deutlich geringer aus 
(Abbildungen 2 und 7). 
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Bereits in der Art und Weise, wie über die Ereignisse von 1989 und 1990 gesprochen wird, manifestiert sich ein 
großer Unterschied. Die „Wende“ ist der 1989 von den Menschen der DDR durch eine friedliche Revolution her-
beigeführte politisch-gesellschaftliche Wandel, der am 9. November 1989 zum „Mauerfall“ führte und die „Wieder- 
vereinigung“ und damit „Einheit“ von BRD und DDR am 3. Oktober 1990 ermöglichte. Allerdings werden diese 
Begriffe in der Regel nicht differenziert, sondern weitgehend synonym verwendet. Vor allem haben die Menschen 
in Ost und West unterschiedliche Favoriten unter den Begriffen. Westdeutsche sind, ihrer distanzierten Haltung zur 

Wiedervereinigung entsprechend, in den Begrifflichkeiten wenig festgelegt. Häufig (vor allem bei Jüngeren) exis-
tiert nur oberflächliches Wissen über die Ereignisse, weshalb die Begriffe „Mauerfall“, „Einheit“, „Wende“, besonders 
häufig aber „Wiedervereinigung“ im Grunde gleichbedeutend für das Ende der deutschen Teilung verwendet wer-
den. Ostdeutsche verwenden hingegen vor allem den Begriff der Wende – ebenfalls als Pars pro Toto für alle mit 
der Wiedervereinigung zusammenhängenden Ereignisse.  

In diesem verbalen Unterschied spiegeln sich Wahrnehmungsunterschiede. Für Ostdeutsche war der Prozess 
der Wiedervereinigung mit starken Veränderungen, eben einer echten Wende, verbunden. Für Westdeutsche 
stellte die Wiedervereinigung hingegen das Ende einer politischen Ausnahmesituation und die Rückkehr zum 
Normalzustand dar. Und noch eine Bedeutung schwingt in der unterschiedlichen Ausdrucksweise mit: Während 
Deutschland in den Augen der Westdeutschen wiedervereinigt wurde (passiv), haben in den Augen der Ostdeut-
schen die DDR-Bürger:innen die Wende herbeigeführt (aktiv).  

Auch die ostdeutsche Perspektive kann nach Älteren und Jüngeren diffe-
renziert werden. Jüngere Ostdeutsche haben eine ambivalente 
Wahrnehmung. Sie glauben häufig, dass die Unterscheidung in Ost und 
West heutzutage keine große Rolle mehr für sie selbst spielt, auch wenn 
sie wahrnehmen, dass es Westdeutschland wirtschaftlich besser geht. Sie 
unterscheiden sich in der Bewertung damit nicht wesentlich von jüngeren 
Westdeutschen. Dennoch reproduzieren auch sie Vorurteile, in diesem Fall 
gegenüber Westdeutschen.  

Viele Menschen denken ja immer noch in 
Ossis und Wessis, das ist in vielen immer 
noch drin. Man merkt das auch bei sich 
selber manchmal, wenn man irgendwo 
ist, dass man sagt: ‚Oh, typischer Wessi.‘ 
[…] Dieses Abgehobene, vielleicht Arro-
gante. Teilweise haben die auch ein 
anderes Einkommen als wir. Also ich 
finde, dass man das immer noch merkt. 
(jünger/ostdeutsch) 
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Ähnlich wie junge Westdeutsche wissen sie nur relativ wenig darüber, was 
genau 1989 und 1990 passiert ist. Wie frühere Forschungen zeigen, wurde 
die Wendezeit häufig nicht in ihren Familien thematisiert, das Alltagsleben 
in der DDR war eher selten ein Thema: Nur 49 Prozent der jungen Ostdeut-
schen sagen, dass sie mit ihrer Familie über die Wiedervereinigung ge- 
sprochen haben. Das ist zwar häufiger als in Westdeutschland (28 Pro-
zent), in jeder zweiten Biografie junger Ostdeutscher spielte das Thema 
damit aber nur im Schulunterricht eine Rolle (Faus und Storks 2019: 23). 
Selbst von den gebrochenen Biografien ihrer Eltern haben viele Kinder we-
nig mitbekommen. Insgesamt beziehen auch junge Ostdeutsche ihr Wissen 
über die Wiedervereinigung häufig vor allem aus dem Geschichtsunterricht.  

Aber ostdeutsch zu sein, ist weiterhin ein wichtiger Teil ihrer Identität. Jede:r 
fünfte junge Ostdeutsche sieht sich eher als „ostdeutsch“ denn als „deutsch“ 
an, während für Westdeutsche die Identitätskategorie „westdeutsch“ selten 
eine Rolle spielt – ein Bayer versteht sich beispielsweise eher als „süd-
deutsch“ denn als „westdeutsch“ (Faus und Storks 2019: 28–29). Allerdings 
ist die eigene Identitätskonstruktion entscheidend dafür, wie man die Welt 
wahrnimmt (Hartl und Faus 2020). Wenn also bei Ostdeutschen eine zu-
sätzliche Identitätsschicht vorhanden ist, hat das nicht nur anekdotischen 
Charakter, sondern ist ein Beleg für ihre spezifische Lebenserfahrung. 

Für ältere Ostdeutsche spielt die Wendezeit eine prägende Rolle, unabhän-
gig davon, ob sie sich als Wendegewinner oder Wendeverlierer sehen. Ihre 
Wahrnehmung unterscheidet sich stark von der der Westdeutschen und 
auch noch deutlich von jüngeren Ostdeutschen. Das Leben hat sich für sie 
in kurzer Zeit so fundamental geändert, dass die Wiedervereinigung bis 
heute eine Zäsur im Leben und einen entscheidenden Bestandteil der Bio-
grafie darstellt. 

Der Umgang mit der Wiedervereinigung ist unter älteren Ostdeutschen sehr 
unterschiedlich. Die Bewertung ist dabei nicht zwingend davon abhängig, ob 
sie selbst Repressalien in der DDR erlebt haben oder nicht. Für manche 
stellte beispielsweise die Tatsache, nicht studieren zu können, was sie  
wollten, eine massive Einschränkung dar. Für andere hat das rückblickend 
kaum eine Bedeutung, zumindest keine, wegen der sie das Leben in der 
DDR generell negativ bewerten würden. Vereinfacht lassen sich die Erfah-
rungen in drei Gruppen einteilen. 

Die Wende als Negativerfahrung: Hierbei handelt es sich um Personen, die 
sich in der DDR wohl gefühlt haben, deren Leben sich aber in der Bundesre-
publik durch wirtschaftlichen Abstieg oder zerbrechende soziale Bezieh- 
ungen verschlechtert hat. Die Wende selbst mag dabei noch als positives 
Ereignis wahrgenommen worden sein, aber insbesondere die Erfahrungen 
im wiedervereinten Deutschland lassen sie als den Moment erscheinen, von 
dem an vieles schlechter wurde.  

Am Tag des Mauerfalls war ich ein Jahr 
alt. Dementsprechend kann ich dazu 
nicht so viel sagen. Jetzt ging es ja die 
ganzen Tage im Radio darüber, aber ich 
kann nichts dazu sagen. Da wurde Ost 
und West sozusagen zusammengefügt. In 
Geschichte habe ich nicht so gut aufge-
passt, ich habe mich da auch nicht so da-
mit beschäftigt, ich bin nicht so der 
Geschichtstyp. (jünger/ostdeutsch) 

Über die Wiedervereinigung an sich ha-
ben wir nicht gesprochen, sondern eher 
über die Spaltung von Ost und West. Was 
es damals überhaupt bedeutet hatte, in 
Ostdeutschland zu leben und da nicht die 
große Welt zu sehen. Meine Mutter hat 
immer nur vom FDJ-Hemd gesprochen, 
dass sie das getragen hat. Man hat mehr 
über die Zeit in der DDR, und was das 
bedeutet hat, gesprochen als dann wirk-
lich über die Wiedervereinigung. So 
dieses typische ‚früher war alles besser‘. 
(jünger/ostdeutsch) 

Mir hat in der DDR nicht viel gefehlt. Ich 
hatte nie diese Geschichten, was heute 
die Leute alle erzählen. Dass sie nie was 
hatten und immer anstehen mussten.  
(älter/ostdeutsch) 

Wir haben uns in der DDR wohl gefühlt. 
Ich glaube, es ging vielen so. Von unse-
ren Freunden oder näherem Umfeld hat 
keiner einen Ausreiseantrag gestellt.  
(älter/ostdeutsch) 
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Die Wende als neutrale Erfahrung: Für diese Gruppe spielen das politische 
System oder die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen eine untergeord-
nete Rolle. Im Mittelpunkt stehen die eigene Biografie und eine Haltung, die 
darauf zielt, aus den gebotenen Möglichkeiten das Beste zu machen. Ver-
treter dieser Gruppe berichten, wie sie sich in der DDR erfolgreich ange- 
passt haben und wie es ihnen auch danach gelungen ist, sich mit den Be-
dingungen in der BRD gut zu arrangieren. Die Wende ist in dieser Sicht- 
weise weder gut noch schlecht, sondern vor allem eine neutrale Verände-
rung, die wieder Anpassungsleistungen erfordert hat. In dieser Gruppe 
existiert auch ein gewisser Stolz darauf, wie gut es einem selbst  
gelungen ist, den Transformationsprozess gemeistert zu haben.  

Die Wende als positive Erfahrung: Für die Personen, die sich dieser Gruppe 
zuordnen lassen, war die Wende ein eindeutiger Akt der Freiheit. Sie verbin-
den mit diesem Ereignis ein umfassendes Befreiungsgefühl,  
sei es, weil sie in der DDR tatsächlich mit konkreten Repressalien konfrontiert 
waren oder weil sie sich einfach mehr Rechte und Freiheiten gewünscht ha-
ben. 

Alle drei Gruppen haben gemein, dass sie sich von einem Tag auf den anderen auf ein neues System einstellen 
mussten. Anerkennung haben sie aus ihrer Sicht nie bekommen: weder für diese Transformationsleistung noch 
dafür, die Wiedervereinigung durch die Friedliche Revolution überhaupt ermöglicht zu haben. 

Beinahe die Hälfte aller Westdeutschen (48 Prozent) stimmt der Aussage zu: „Ostdeutsche verdienen mehr Aner-
kennung dafür, dass die Wende friedlich verlief“ (Abbildung 8). Unter Ostdeutschen liegt der Zustimmungswert 23 

Prozentpunkte höher, nämlich bei 71 Prozent. Damit zeigt sich im Grunde ein ähnliches Bild wie bei der oben dis-
kutierten Frage, ob Westdeutsche mehr Anerkennung für die Finanzierung der Einheit verdienten. Die jeweils 
nach Anerkennung suchende Gruppe stimmt dieser Aussage deutlich stärker zu als die Gruppe, die Anerken-
nung zollen soll. Analog spielt auch das Alter bei dieser Frage eine entscheidende erklärende Rolle, wobei die 
Unterschiede hier sogar noch stärker ausfallen. Diejenigen Ostdeutschen, die die Wende aktiv miterlebt oder so-
gar mitgestaltet haben, stimmen der Aussage deutlich häufiger zu (85 Prozent) als diejenigen, für die die Wende 
nur eine Erzählung der Eltern oder ein Element des Geschichtsunterrichts darstellt (47 Prozent). 

 

Für mich war das die Erlösung, ich habe 
sehnsüchtig darauf gewartet. Endlich 
konnte ich wieder das studieren, was ich 
wollte. (älter/ostdeutsch) 

Ich würde sagen, in jedem Land und in 
jedem System muss man sich anpassen. 
Mein Vater hat immer gesagt: ‚Du musst 
mitschwimmen, Junge. Wer in der DDR 
nicht klargekommen ist, der kommt auch 
in der BRD nicht klar.‘ Du musst überall 
arbeiten, du musst überall sparen, damit 
du was hast. Ohne Fleiß kein Preis.  
(älter/ostdeutsch) 
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Sie erleben, dass Westdeutsche kein Interesse an Ostdeutschland zeigen. Ostdeutsche haben nicht nur die wirt-
schaftlichen Folgen der Wiedervereinigung durch Jobverlust und Abstiegsängste am eigenen Leib erfahren, son- 
dern sie müssen auch mit unterschwelligen Vorwürfen aus Westdeutschland zurechtkommen („wir zahlen für 
euch“).  

Für sie ist die Wiedervereinigung häufig asymmetrisch abgelaufen. Das 
westdeutsche System wurde ihnen aus ihrer Sicht „übergestülpt“, ohne 
dass die ostdeutsche Perspektive gesellschaftlich eine Rolle spielte. Die 
Wirtschaft wurde abgewickelt, gewohnte ostdeutsche Produkte verschwan-
den vom Markt und auch Regelungen und Institutionen, die – so die ost- 
deutsche Perspektive – besser als im Westen funktionierten (wie Kinder- 
betreuung, Polikliniken), wurden abgeschafft. Entsprechend stimmen 84 
Prozent der Ostdeutschen der Aussage zu, dass das vereinte Deutschland 
mehr Dinge aus der DDR hätten übernehmen sollen, die dort besser funkti-
onierten (Abbildung 9). Nur etwa jeder bzw. jede zweite Westdeutsche 
sieht das ebenso. 

 

Neben dem wahrgenommenen mangelnden Interesse an Ostdeutschland und dem Gefühl, ihnen sei ein neues 
System übergestülpt worden, haben Ostdeutsche auch 30 Jahre nach der Wiedervereinigung noch häufig den 
Eindruck einer unfairen Behandlung Ostdeutscher nach der Wiedervereinigung (Abbildung 10). Auch die Hälfte 
der Westdeutschen stimmt dieser Aussage zu (50 Prozent), aber bei den Ostdeutschen sind es deutlich mehr, 
nämlich 83 Prozent. Bei genauerer Betrachtung fällt an dieser Stelle ein schwacher gegenläufiger Alterseffekt 
auf: Während im Westen eher die Jüngeren eine unfaire Behandlung wahrnehmen, sind es im Osten in der  
Tendenz eher die Älteren. 

Ein Hauptpunkt ist, dass die Menschen 
auf die Straße gegangen sind. Und das 
war nicht ohne. Bevor diese große Revo-
lution in Leipzig war, saß ich hier auf 
dem LKW rum mit Knarre. Ich war im 
Wehrersatzdienst einberufen. Wo die ers-
ten Versammlungen waren, da waren wir 
eingesetzt. Und da habe ich mir manch-
mal gesagt: ‚Hoffentlich passiert nichts.‘ 
Ich bin froh, dass das vorbei ist. […] 
Also ein bisschen Anerkennung wäre 
schon gut. (älter/ostdeutsch) 



Gesellschaftlicher Zusammenhalt im vereinten Deutschland | Seite 23 

 

 

2.3 Die migrantische Perspektive1 

In Bezug auf diese Perspektive muss eine Einschränkung vorangestellt werden. Für die qualitative Studie wurden 

an jedem Standort mindestens zwei Menschen mit Migrationshintergrund ausgewählt; allerdings haben wir dabei 
aus forschungsökonomischen Gründen keine Altersquoten gesetzt. Im Gegensatz zu der ost- und westdeutschen 
Perspektive wurden dadurch zufälligerweise nur Menschen mit Migrationshintergrund eingeladen, die zum Zeit-
punkt der Wiedervereinigung noch nicht geboren oder Kleinkinder waren. Deshalb konnten wir zumindest in den 
qualitativen Stufen nur die Perspektive jüngerer Menschen einfangen. Dazu kommt, dass Migrant:innen noch we-
niger als Ost- oder Westdeutsche eine homogene Gruppe sind. Religiöse und kulturelle Verhaltensweisen, 
Herkunftsland, Zeitpunkt der Migration, Sprachkenntnisse und optische Merkmale wie Hautfarbe haben einen gro-
ßen Einfluss auf die Erfahrungen in Deutschland und damit auf ihre Perspektive auf das Leben hierzulande. 

Wie Migrant:innen die Wiedervereinigung erlebt haben, ist in der Diskussion lange Zeit untergegangen. Häufig sind 
diese Erfahrungen negativ. Der Integrationsforscher Haci-Halil Uslucan fasst die Situation so zusammen: „Der 
Kampf um Platz zwei begann. Platz eins war ja schon immer vergeben. Der war für die Wessis, aber der Kampf 
um Platz zwei: Für die, die schon lange im Westen lebten, also die türkischen Migranten, oder die neuen Deut-
schen, die jetzt plötzlich dazukamen?" (Ley 2019). Auch die Journalistin Ferda Ataman schreibt in ihrem Essay 
„Eure Einheit, unser Albtraum“ davon, dass Migrant:innen in der Hackordnung weiter nach unten gerutscht seien, 
weil Arbeitsmigrant:innen nicht mehr gebraucht wurden (Ataman 2019). 

Drohender Jobverlust und Abwertungserfahrungen sind für viele Migrant:innen aber nicht das größte Problem. In 
einem aufbrandenden Nationalismus kam es Anfang der 90er-Jahre zu rassistischen Übergriffen, rechtsextremen 
Anschlägen und pogromartigen Szenen in verschiedenen west- und ostdeutschen Städten. Die Angriffe auf das 

Sonnenblumenhaus in Rostock-Lichtenhagen und die Wohnheime von Vertragsarbeiter:innen und Flüchtlingen in 
Hoyerswerda stehen genauso für diese Zeit wie die Brandanschläge in Mölln und Solingen. Auch die terroristi-
sche Vereinigung Nationalsozialistischer Untergrund (NSU), die von 1999 bis 2007 zehn Menschen ermordete 
und mehrere Anschläge verübte, hat ihre Wurzeln in den frühen 90er-Jahren. „Zwischen 1991 und 1994 erlebte 
die Bundesrepublik insgesamt ein Anschwellen der rassistischen Gewalt in einem bis dahin unvorstellbaren Aus-
maß, wobei die Hälfte der Gewalttaten in Ostdeutschland verübt wurde“ (Stöss 2015).  

                                                      

1  Wie schon zu Beginn angemerkt, meinen wir in der Studie, wenn wir von Migrant:innen sprechen, sowohl Menschen mit eigener Migrati-
onserfahrung als auch mit Migrationshintergrund. 
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Während diese Wunden für manche noch immer nicht verheilt sind, spielt die Wiedervereinigung für das persönli-
che Leben der jungen Menschen mit Migrationshintergrund in unserer qualitativen Studie kaum eine Rolle. Das 
betrifft sowohl diejenigen, die in den 1990er- oder 2000er-Jahren selbst eingewandert sind, als auch diejenigen, 
deren Eltern zum Zeitpunkt der Wende und Wiedervereinigung bereits in Deutschland gelebt haben. Sie ähneln 
in ihrer Bewertung der deutschen Einheit – egal ob in Ost- oder Westdeutschland lebend – jungen Westdeut-
schen. Die Wiedervereinigung wird als positives Ereignis für Deutschland wahrgenommen, das aber wenig 
Einfluss auf das eigene Leben hat. Zwar gibt es aus Sicht dieser Befragungsgruppe auf gesellschaftlicher Ebene 
noch Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland, etwa in wirtschaftlicher Hinsicht, individuell fallen sie 
aber kaum ins Gewicht. 

Auch quantitativ bestätigt sich dieser Befund (Abbildungen 2, 7 und 11): 85 Prozent der Migrant:innen schätzen 
den Einfluss der Wiedervereinigung auf Deutschland als eher oder sehr groß ein. Im Vergleich zu West- und Ost-
deutschen (92 Prozent und 89 Prozent) wird die Wichtigkeit in dieser Gruppe also nur geringfügig niedriger 
eingeschätzt. Bei der Frage nach dem Effekt auf „Menschen wie Sie“ sehen jedoch nur 54 Prozent der Migrant:in-
nen einen Einfluss. Die Differenz zwischen beiden Werten liegt etwa auf dem gleichen Niveau wie bei 
Westdeutschen (-31 Prozentpunkte), bei den Ostdeutschen ist sie deutlich geringer (-15 Prozentpunkte). 

 

An anderer Stelle finden sich jedoch Übereinstimmungen zwischen den 
jungen Migrant:innen und den jungen Ostdeutschen. So erleben beide 
Gruppen immer wieder Abwertungserfahrungen und beschäftigen sich, an-
ders als Westdeutsche, schon früh mit ihrer Identität. Für Migrant:innen 
rührt das etwa daher, dass Eigen- und Fremdzuschreibung miteinander in 
Konflikt stehen: Zum Beispiel dann, wenn sie, in Deutschland geboren und 
aufgewachsen, sich selbstverständlich als Deutsche ansehen, aber von an-
deren – wegen ihres Namens oder Aussehens – weiterhin als Ausländer 
bezeichnet werden.  

Migrant:innen machen auch die Erfahrung, dass sie wegen ihres vermeintlichen Andersseins besonders hart ar-
beiten müssen, um als Teil der Gesellschaft akzeptiert zu werden. Das verbindet sie ebenfalls mit den 
Ostdeutschen, die mit dem Generalverdacht umgehen müssen, weniger leistungsfähig zu sein. 

Ich bin schwarz und ich bin eine Frau. 
Als ich einmal in Halle war, haben die 
mich angestarrt, als wäre ich ein Alien. 
(Migrationshintergrund)  
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3 Deutsche Einheit 2020: Mehr als Ost und West 

Die Analyse der verschiedenen Perspektiven zeigt, dass sich neben allen strukturellen Unterschieden nach wie 
vor auch unterschiedliche Narrative zur Wiedervereinigung halten. 

Das ostdeutsche Narrativ – das vor allem bei den Älteren vorherrscht, die die Wende bewusst erlebt haben – be-
wertet die deutsche Einheit auf der Individualebene. Die ostdeutschen Bürger:innen haben die Wende friedlich 
herbeigeführt, dafür aber nie Anerkennung erhalten. Die wirtschaftlichen Folgen haben sie größtenteils selbst ge-
tragen: durch zerstörte Biografien, Arbeitslosigkeit und Vermögensverluste, aber auch, weil sie genauso wie 
Westdeutsche den Solidaritätsbeitrag zahlen (was viele Westdeutsche nicht wissen). 

Das westdeutsche Narrativ ist hingegen auf der kollektiven Ebene angesiedelt. Die Wiedervereinigung war eine 

Erfolgsgeschichte und Ostdeutschland hat wirtschaftlich enorm davon profitiert. Die fortbestehenden Unterschiede zwi-
schen Ost und West werden vor allem im Hinblick auf die unterschiedlichen wirtschaftlichen Bedingungen betrach- 
tet, aus denen strukturelle Ungleichheiten folgen: niedrigere Renten, geringere Löhne, schwächere Wirtschaft. 
Westdeutsche können aber häufig nicht nachvollziehen, was der Umbruch für Ostdeutsche individuell bedeutet 
hat und immer noch bedeutet. Statt an die individuellen Folgen zu denken, besteht der Eindruck, dass die Gesell-
schaft befreit und das Land mit (westdeutschem) Geld saniert worden sei. Damit sehen sie die westdeutsche 
Verpflichtung erfüllt und haben ebenfalls den Eindruck, hierfür keine Anerkennung erhalten zu haben. 

Die Untersuchung zeigt aber, dass die Relevanz dieser Narrative über die Generationen abnimmt. Das geschieht 
nicht, weil jüngere Westdeutsche mehr Verständnis für die persönlichen Folgen der Wiedervereinigung entwickeln, 
sondern weil den jüngeren Ostdeutschen die individuelle Bewertungsebene immer mehr abhandenkommt. Sie 
haben die Wendezeit selbst nicht erlebt und sprechen darüber wenig mit ihren Eltern. 

Dennoch hat auch die jüngere Generation bestimmte Traditionen, Verhaltensweisen und Einstellungen durch ihre 
Sozialisation übernommen. Die Unterschiede mögen sich auswachsen, in der ersten Nachwendegeneration sind 

sie aber nicht verschwunden. Die Erfahrungen von Migrant:innen lassen erahnen, dass es mehrere Generationen 
braucht, bis sich Unterschiede nivellieren. Das ist auch deswegen so, weil, wie beschrieben, unterschiedliche Be-
zugssysteme zusammenwirken: sozialisationsbedingte Prägungen, Selbstbeschreibungen und eben auch Fremd- 
zuschreibungen – Eigenschaften, die einer Person zugesprochen werden, etwa aufgrund von Herkunft oder Aus-
sehen. Auf diese Weise werden auch ausgrenzende Haltungen und Ausgrenzungserfahrungen weitergegeben.  

Ist die Einheit erst dann vollendet, wenn sich solche Unterschiede zwischen den Narrativen auflösen und es eine 
gemeinsame deutsche Erzählung gibt? Das scheint wenig plausibel. In Wirklichkeit schließen sich die unter-
schiedlichen Narrative ja nicht aus. Sie beschreiben nur unterschiedliche Sichtweisen und Erfahrungen, ohne 
dass ein historisches Ereignis wie die Wende damit falsch oder widersprüchlich beschrieben wäre.  

Es stellt sich aber die Frage, ob diese Narrative in gleichem Maße Anerkennung und Respekt erfahren und vor 
allem in gleichem Maße als relevante Stimme in einer sich entwickelnden gesamtdeutschen Erzählung Geltung 
beanspruchen dürfen. Die Ausgrenzungserfahrungen, von denen sowohl Ostdeutsche als auch Migrant:innen 
berichten, legen nahe, dass dies noch nicht der Fall ist. Eine Vollendung der Einheit in diesem Sinne wäre auf 
einen echten Dialog angewiesen, der alle Narrative „auf Augenhöhe“ einbezieht und gelten lässt. Noch nicht ab-
zusehen ist, ob – was West- und Ostdeutsche angeht – mit zunehmender historischer Distanz die Bereitschaft 
dafür wächst oder im Gegenteil das Interesse, sich überhaupt auf die unterschiedlichen Sichtweisen einzulassen, 
abnimmt. Die Schärfe migrationspolitischer Debatten in jüngster Vergangenheit jedenfalls zeigt, dass eine Aner-
kennung der Narrative von Migrant:innen als deutsche Erzählungen noch längst nicht selbstverständlich ist.  

Auch wenn in Gesprächen weiterhin ost- und westdeutsche Stereotype reproduziert werden, beschreiben die 
Menschen in Deutschland die Unterschiede zwischen Ost und West keineswegs mehr als Trennungslinie, die  
das Land unüberbrückbar teilt. Die Wiedervereinigung wird von der Mehrheit befürwortet und als positiv für 
Deutschland beschrieben. Kritik zielt eher auf den Umgang damit und nicht auf die Wiedervereinigung als solche. 
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Ein vereintes Deutschland wird als alternativlos gesehen, eine erneute deutsche Teilung ist fernab jeder Diskus-
sion.  

Die Ost-West-Differenz verliert also für die Menschen, insbesondere für die nachrückenden Generationen, an 
grundsätzlicher Bedeutung. Dennoch gilt für viele Deutschland nicht als geeintes Land. Der Grund: Die Menschen 
haben den Eindruck, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt bröckelt – unabhängig von Ost und West. Dieser 
Frage wollen wir uns in diesem Kapitel widmen. 

Die Bertelsmann Stiftung hat mit dem „Radar gesellschaftlicher Zusammenhalt“ ein umfangreiches Instrument 
entwickelt, um den Zustand des gesellschaftlichen Zusammenhalts in Deutschland empirisch zu vermessen. In 
der Untersuchung von 2017 lautete das Ergebnis: „Allen Unkenrufen zum Trotz ist es um den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt in Deutschland nach wie vor gut bestellt“ (Bertelsmann Stiftung 2017: 16). Gleichzeitig sieht nur 
ein Viertel den Zusammenhalt als nicht gefährdet (ebd.: 58). Zu diesem Eindruck trägt eine von vielen Menschen 
wahrgenommene Gerechtigkeitslücke bei, aber auch die deutliche Spaltung, die sich in Bezug auf das soziale 
Miteinander zwischen Ost und West sowie zwischen strukturschwachen und prosperierenden Regionen auftut. 
So stellt die Studie fest, dass der Zusammenhalt in den ostdeutschen Bundesländern durchgängig schwächer ist 
als in den alten Bundesländern. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt eine weitere aktuelle Untersuchung (Ber-
telsmann Stiftung 2020b): Danach bewerten die Menschen in Deutschland auf der einen Seite den gesellschaft- 
lichen Zusammenhalt nach dem ersten Höhepunkt der Corona-Pandemie sogar positiver als noch am Jahresan-
fang. Auf der anderen Seite zeigt die Erhebung, dass es soziale Gruppen gibt, die den Zusammenhalt in der Ge- 
sellschaft systematisch als geringer erleben. In diesen Gruppen sind Menschen mit geringerer formaler Bildung, 
niedrigem ökonomischem Status und Migrationshintergrund häufiger vertreten.  

Auch in den Interviews und Diskussionen dieser Studie lassen sich diese Eindrücke wiederfinden. Es besteht zwar 
ein Gemeinschaftsgefühl, dieses bleibt aber häufig diffus. Es fällt „den Deutschen“ schwer, in Worte zu fassen, 
was sie verbindet. Verbindendes wird vor allem in der Nachbarschaft oder in kleinen Dorfgemeinschaften vorge-
funden und dadurch definiert, dass die Menschen sich hier gegenseitig helfen. Mit Blick auf die Gesamtgesell- 
schaft besteht hingegen der Eindruck, dass die Menschen immer egoistischer würden und nur auf sich selbst 
achteten. Immer wieder wird von einer Ellbogengesellschaft gesprochen, die am ehesten in Alltagssituationen 
erfahrbar sei, beispielsweise wenn älteren Menschen im Bus kein Platz angeboten werde. 

Das mag auf den ersten Blick so wirken, als ginge es nur um schlichte Formen des Anstands und der Höflichkeit, 
die verloren zu gehen drohen. Es geht aber dabei um mehr als um den bekannten Vorwurf in Richtung der Jugend 

von heute oder einem „früher war alles besser“. Spätestens zu Zeiten der Corona-Krise wird deutlich, dass es 
eben nicht nur um formale Höflichkeit, sondern um gelebte Solidarität geht, die sich in Nachbarschaftsnetzwerken 
sowie der Unterstützung für Ältere und Risikopatient:innen zeigt. Aus Ärger über die scheinbar schlechter werden-
den gesellschaftlichen Verhältnisse suchen manche einen Sündenbock. In der Vergangenheit hat sich gezeigt, 
dass darunter oft Migrant:innen zu leiden hatten. Aber auch Ostdeutsche berichten von einem Gefühl der Abwer-
tung. Wie die Diskussionen um „Dunkeldeutschland“ und „Sachsen-Bashing“ zeigen, haben sie ebenfalls 
zuweilen den Eindruck, dass sie von Westdeutschen als Schuldige ausgemacht werden, um die subjektiv wahr-
genommenen gesellschaftlichen Verschlechterungen zu erklären. 

Auch in unserer Studie fällt der Blick auf die Gesellschaft und den gesellschaftlichen Zusammenhalt im Westen 
und im Osten unterschiedlich aus (Abbildung 12). Im Westen schätzen 64 Prozent den gegenwärtigen Zusam-
menhalt als eher oder sehr gut ein. Im Osten sind es elf Prozentpunkte weniger. Während im Westen das Alter 
eine deutliche Rolle spielt und Ältere den Zusammenhalt positiver bewerten als Jüngere, lassen sich im Osten 
keine Unterschiede nach Alter ausmachen.  
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Der Eindruck, dass es in den letzten Jahren zu einer Verschlechterung des Zusammenhalts gekommen sei, ist 
weitverbreitet (Abbildung 13). Auch wenn der Westen hier etwas optimistischer (58 Prozent) als der Osten (64 Pro-
zent) ist und Frauen die Entwicklung positiver als Männer einschätzen – die Mehrheit ist überzeugt, dass sich der 
gesellschaftliche Zusammenhalt in den letzten drei Jahrzehnten verschlechtert hat. Interessant ist der migrantische 
Blick, der am optimistischsten ist: 50 Prozent gehen von einer Verschlechterung aus, aber immerhin 28 Prozent 
auch von einer Verbesserung. Einen pessimistischen Blick auf das gesellschaftliche Miteinander haben auch die 
früheren Studien des Radars gesellschaftlicher Zusammenhalt festgestellt (Bertelsmann Stiftung 2014, 2017, 
2020b). Demnach vertritt eine große Mehrheit der Deutschen die Meinung, der gesellschaftliche Zusammenhalt 
sei zumindest teilweise gefährdet. Die Studien konnten aber auch zeigen, dass dieser pessimistischen Beurtei-
lung in Wirklichkeit ein durchaus stabiler Zusammenhalt gegenübersteht, wenn man das mehrdimensionale empi- 
rische Messinstrument des Radars gesellschaftlicher Zusammenhalt anlegt. Dieses Spannungsverhältnis spiegelt 
sich auch in der vorliegenden Studie sowohl in den qualitativen Ergebnissen als auch im Vergleich der Daten in 
Abbildung 12 und 13 wider. 



Seite 28 | 30 Jahre deutsche Einheit  

 

 

Die Mehrheitsmeinung ist, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt bröckelt.  
Fest machen die Interviewten dies vor allem an ihren Beobachtungen der 
letzten fünf Jahren, also von 2015 bis 2020. So hätten immer wieder Krisen 
die Menschen zu Tausenden auf die Straße getrieben, wo sie sich teilweise 
unversöhnlich gegenüberstehen – ohne dass derzeit eine gesellschaftliche 
Gruppe sichtbar sei, die als Brückenbauer zwischen den Polen fungieren 
könnte (Hartl und Faus 2020: 27). 

Demonstrationen und politische Auseinandersetzungen gehören zu einer 
lebendigen Demokratie und sind per se kein Zeichen für schwachen Zu-
sammenhalt. Offenbar werden aber die auf der Straße und in den Sozialen 
Medien zunehmend unversöhnlich geführten Auseinandersetzungen als 
Zeichen eines schwindenden gesellschaftlichen Konsenses gedeutet. Dazu 
trägt vermutlich auch bei, dass von einzelnen Gruppen nicht selten das de-
mokratische politische System selbst und seine Repräsentanten sehr 
offensiv und diffamierend angegangen werden. Wie schmal der Grat zwi-
schen verbaler und tatsächlicher Gewalt ist, dafür stehen Drohungen und 
Übergriffe auf Politiker:innen wie auch auf Menschen, denen aus unter-
schiedlichen Gründen eine Zugehörigkeit zu diesem Deutschland 
abgesprochen wird.  

Der Befund dieser Studie lautet: Deutschland benötigt ein von allen geteiltes gesellschaftliches Fundament, einen 
„Common Ground“. Dieser muss einerseits offen genug sein, um unterschiedliche Lebensstile, Weltanschauun-
gen und religiöse Überzeugungen einzubeziehen. Andererseits ist er auf geteilte Überzeugungen und Wertvor- 
stellungen angewiesen, da nur so Maßstäbe zur Hand zur Hand sind, um Grenzen der Toleranz zu definieren 
und Konflikte zu lösen. Im Kern handelt es sich hierbei um die Grundwerte, die alle sich demokratisch verstehen-
den Gesellschaften formuliert haben, um Aushandlungsprozesse zu gestalten. Schwieriger zu beantworten ist die 
Frage, ob identitätsstiftenden Elemente nötig sind, um ein im engeren Sinne deutsches Selbstverständnis zu defi-
nieren. Festgehalten werden kann an dieser Stelle: Ausgrenzungserfahrungen einzelner Gruppen und hege- 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt? Gibt 
es nicht, es existieren inzwischen so viele 
Parallelgesellschaften.  
(Migrationshintergrund)  

Also in der Nachbarschaft hilft man sich 
gegenseitig, da kann ich meinen Nach-
barn auch nachts um drei Uhr aus dem 
Bett klingeln. (älter/westdeutsch)  

Ich finde die deutsche Gesellschaft ei-
gentlich ganz gut. Ich mag dieses Multi-
kulti. Vielleicht sollten wir einfach mal 
alle entspannter miteinander umgehen. 
(jünger/westdeutsch)  

Eigentlich kann man es darauf runterbre-
chen, es gibt die einen, die sind für 
Flüchtlinge, die anderen dagegen. Ein 
Dazwischen gibt es nicht mehr.  
(jünger/ostdeutsch)  
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moniale Deutungsansprüche verhindern die Begründung eines gemeinsamen Narrativs und damit eines inklusi-
ven Leitbilds (vgl. dazu das folgende Kapitel).  

Ein starker gesellschaftliche Zusammenhalt braucht jedoch Gemeinsamkeiten. Dafür sprechen im Wesentlichen 
vier Gründe. 

Erstens: Die Menschen, egal ob aus Ost- oder Westdeutschland, ob jung 
oder alt, ob mit oder ohne Migrationshintergrund, ob politisch links oder 
rechts – sie alle treibt die Sorge um, die Gesellschaft falle auseinander. 
Auch wenn es in Deutschland noch nicht zu schwerwiegenden Verwerfun-
gen gekommen ist, wie man sie beispielsweise in den USA beobachten 
kann, wo sich im Jahr 2020 mit den unterschiedlichen Vorstellungen zum 
Umgang mit der Corona-Krise und der Black-Lives-Matter-Bewegung 
zwei Konflikte überlagern. Die Menschen fürchten auch in Deutschland, 
dass Konflikte eskalieren könnten. 

Es fällt den Menschen leichter, Spaltungslinien zu erkennen, als Gemein-
samkeiten zu identifizieren. Es gibt aber ein starkes Bedürfnis nach 
Gemeinschaft und Zusammengehörigkeit. Die Menschen sind überzeugt, 
dass es ihnen besser ginge und sie lieber in Deutschland leben würden, 
wenn es weniger Spaltungstendenzen in der Gesellschaft gäbe und eben 
dieser Common Ground definiert wäre. 

Zweitens: Jede Krise fördert gesellschaftliche Konfliktpunkte zutage. Konflikte sind in einer Demokratie per se 
nichts Schlechtes; schließlich liegt es in der Natur der Demokratie, dass um Argumente und Interessenausgleich 
gerungen wird. Wenn diese Konflikte aber nicht offen ausdiskutiert werden, kann das dazu führen, dass sie unter 
der Oberfläche schwelen und sich in Krisen eruptiv entladen. Das trifft vor allem dann zu, wenn besonders große 
gesellschaftliche Veränderungen stattgefunden haben oder sich mehrere Krisen überlagern. Die wohl größte Ver-
änderung seit der Gründung der Bundesrepublik stellt die Wiedervereinigung zwischen einem Land mit rund 63,7 
Millionen Menschen und einem Land mit rund 16 Millionen Menschen dar. Damals hat ein Diskurs über die Aus-
gestaltung des Zusammenlebens nicht im notwendigen Maß stattgefunden. Stattdessen ist das geeinte Deutsch- 
land im Grunde nach dem westlichen Modell mit mehr Menschen fortgeführt worden. Die Folgen für ein gelingen-
des Zusammenleben sind bis heute spürbar. 

Drittens: Die deutsche Gesellschaft ist in den letzten Jahrzehnten heterogener und vielschichtiger geworden. Es 
sind nicht nur mehr Menschen Teil der gesamtdeutschen Gesellschaft als noch zur Gründung der BRD, sie unter-
scheiden sich auch stärker nach Sozialisation und Herkunft. Obwohl die meisten dieser pluralistisch werdenden 
Gesellschaft offen gegenüberstehen, sehnen sie sich nach einem identitätsstiftenden Fundament, das beschreibt, 
was uns 83 Millionen Deutsche in unserer Vielfalt eigentlich zusammenhält. Eine solche inklusive Vorstellung von 
Zugehörigkeit würde auch die Basis schaffen, um Konflikte zu lösen, die sich ergeben, wenn sich die Zusammen-
setzung der Gesellschaft ändert. Menschen, die, egal aus welchen Gründen, nach Deutschland kommen, haben 
unterschiedliche Ansprüche, Erwartungen und Vorstellungen davon, was es heißt, Teil dieser Gesellschaft zu 
sein. Auch sie wünschen sich häufig einen klaren, aber offenen Orientierungsrahmen, der es ihnen erlaubt, ihre 
Rolle in der Gesellschaft zu finden. Ein solcher Orientierungsrahmen in Form eines Leitbildes kann verhindern, 
dass ähnliche Fehler wie etwa bei der (ersten) Gastarbeitergeneration gemacht werden. Damals dominierte auch 
im politischen Diskurs die Vorstellung, dass die Menschen als Arbeitskräfte kommen und dann wieder gehen. Auf 
Integrationsanstrengungen wurde deshalb weitgehend verzichtet. Auch Kinder und Ehefrauen, die nicht arbeiten 
gingen, hatte man nicht im Blick – sie wurden häufig nur als Anhang einer Arbeitskraft, aber nicht als Teil der Ge-
sellschaft betrachtet.  

Dieses Wir-Gefühl, also wir sind alle zu-
sammen und stehen alle für eins. […] 
[Das ist] uns als Deutschen was Wichti-
ges, also dieser Zusammenhalt. 
(jünger/ostdeutsch) 

Meine Zukunftsprognose? Na ja, die Ge-
sellschaft wird noch zersplitterter sein, 
würde ich sagen. Das siehst du bei den 
Wahlen, das wird ja nicht nur bei der 
Parteienlandschaft so weitergehen, son-
dern auch die Gesellschaftsgruppen 
weiter auseinanderdividieren.  
(Migrationshintergrund) 
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Viertens: Veränderungen, Krisen und externe Schocks verunsichern die 
Menschen. Ein geteiltes Selbstverständnis als Common Ground bietet 
zusätzliche Stabilität, um mit Veränderungen und Wandel besser umzu-
gehen. Die Corona-Krise hat zwar erwiesen, dass ein relativ breiter 
Konsens und ein hohes Vertrauen in die politischen Institutionen vorhan-
den war, was den Umgang mit der Situation erleichtert hat. Die Krise hat 
schnelle Entscheidungen verlangt, obwohl grundsätzliche Fragen, bei-
spielsweise die Abwägung von Freiheit mit dem Schutz von Risiko- 
gruppen, noch unbeantwortet waren. Diese Fragen inmitten einer Krise zu 

beantworten, kann kaum funktionieren. Konflikte bergen dann die Gefahr, 
zu eskalieren und zu echten Grabenkämpfen zu führen. Auch die Corona-
Krise hat solche Fragen an die Oberfläche gespült. Stand zunächst die 
breite Solidarität im Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit, prägte 
im weiteren Verlauf die Diskussion um grundlegende Werte die Debatte. 
Welche gesellschaftliche Gruppe ist besonders schützenswert? Was ist der Wert eines Menschenlebens? Wovon 

hängt dieser Wert ab – davon, was der Mensch bereits geleistet hat oder wie viel er in Zukunft noch leisten kann? 

Oder bemisst sich der Wert eines Menschenlebens anhand anderer Kategorien, wenn man ihn denn überhaupt be-
rechnen kann? Diese Frage ist besonders angesichts dessen interessant, dass Leistung ein gesellschaftlicher 
Wert ist, von dem die meisten glauben, er mache Deutschland aus.  

Daran schließen sich eine Reihe von Fragen an: Wie weit kann und muss Solidarität gehen? Welchen Stellenwert 
hat Solidarität im Vergleich zu persönlichen Freiheitsrechten? Wer ist systemrelevant? Welche Rechte können Re-
ligionen für sich beanspruchen? Und welche Rolle spielt die Familie? Welchen Stellenwert hat Geschlechter-
gerechtigkeit in unserer Gesellschaft? Welche Einschränkungen für die jüngere Generation können hingenommen 
werden, um die ältere Generation zu schützen?  

Besonders die letzten beiden Fragen illustrieren, dass es hier auch um Verteilungsfragen zwischen verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen geht. Mit dem Generationen- und dem Geschlechterkonflikt zeichnen sich hier möglich-
erweise bereits die nächsten Bewährungsproben für die Gesellschaft ab. Und das, obwohl viele gesellschaftliche 
Fragen, die eben noch nicht zu Spaltungslinien geführt haben, noch immer unbeantwortet sind: Welchen Stellen-
wert messen wir Arbeit, so wie wir sie bisher kennen, bei? Welchen Stellenwert messen wir Bildung und Kinder- 
betreuung bei? Solange solche Fragen nicht beantwortet sind, kann keine Vorstellung davon entstehen, wie die 
Zukunft Deutschlands gestaltet werden soll. Nicht zuletzt dient die Beantwortung solcher Fragen, die ja den Alltag 
der Menschen betreffen, dazu, unverhältnismäßigen Konflikten vorzubeugen. 

  

Deutsch heißt fleißig sein, pünktlich,  
akkurat, zumindest akribisch. Das ist  
natürlich dann deutsch.  
(jünger/ostdeutsch) 

Wir sind hier sehr auf Arbeit fixiert. Es 
geht viel darum: Wo arbeite ich? Was ar-
beite ich? Wie viel arbeite ich? Ich 
glaube, in Deutschland wird sich viel 
darüber definiert, was so an Arbeit ge-
schafft wird. Höher, weiter, besser. 
(jünger/ostdeutsch) 




